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Selbstorganisierung gegen Vertreibung und Not 

 

Chiapas: Landkonflikte zwischen zwei indigenen Gemeinden und die politischen Brandstifter 

Mehr als ein halbes Jahr nach ihrer Vertreibung durch Paramilitärs leben tausende Indigene weiter 

in den Bergen von Chiapas. Obwohl die humanitäre Lage unverändert dramatisch ist, bleibt die 

mexikanische Politik untätig. In einem undurchsichtigen Geflecht aus politischen und 

wirtschaftlichen Interessen können bewaffnete Gruppen ungestört agieren und die Gewalt nimmt 

weiter zu. Doch die Vertriebenen beginnen sich zu organisieren. 
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Ausencio Pérez Paciencia spricht ruhig und konzentriert. Der 29-Jährige steht am Rand einer 

kurvigen ungeteerten Straße im zentralen Hochland von Chiapas. Vor ihm erstrecken sich 

nebelverhangene grüne Hügel, vereinzelt sind Häuseransammlungen zu sehen. Ausencio zeigt 

hinunter ins Tal, dort wo hinter den Bäumen ein Fluss zu erahnen ist. „Das ist die Konfliktzone“, 

sagt er. In der Ferne kann man auf einem der steilen Hügel, der für die Aussaat brandgerodet wurde, 

einen Menschen sehen, der das Feld bestellt. „Dort sollten wir jetzt eigentlich arbeiten und nicht die 

Leute aus Chenalhó.“ 

Ausencio ist in dem kleinen indigenen Dorf Pom aufgewachsen, das zur Gemeinde Chalchihuitán 

gehört. Als er geboren wurde tobte schon seit eineinhalb Jahrzehnten ein Streit zwischen 

Chalchihuitán und der Nachbargemeinde Chenalhó. 1973 bestimmten mexikanische Behörden im 

Zuge einer Agrarreform die Grenze zwischen den beiden Gemeinden in einer Weise, die nicht der 

traditionellen Aufteilung entsprach, bei der der namenlosen Fluss zwischen den beiden Orten als 

natürliche Grenze fungierte. Von da an kam es immer wieder zu Konflikten zwischen den 

Gemeinden, die beide von Indigenen vom Volk der Tzotzil bewohnt werden und zu den ärmsten 

Dörfern Mexikos zählen. Gestritten wird laut der mexikanischen Agrargerichtsbarkeit um mehr als 

360 Hektar. 

Im Herbst letzten Jahres eskalierte die Situation. Nach der Ermordung eines Bewohners von 

Chalchihuitán am 18.Oktober kam es zu massiven Angriffen von bewaffneten Gruppen aus  

Chenalhó auf verschiedene Dörfer Chalchihuitáns und der Vertreibung von mehr als 5000 Indigenen 

auf beiden Seite der Grenzlinie. Auch Ausencios Familie musste ihr Haus, das sie in jahrelanger 

Arbeit selbst gebaut hatten, schlagartig verlassen. Von einem Tag auf den anderen waren sie 

Vertriebene, suchten Schutz in den Bergen, lebten mit hunderten von Menschen unter Plastikplanen 

und wussten nicht, woher das nächste Essen kommen sollte. Seine drei Kinder konnten nicht mehr 

in die Schule gehen, sein jüngerer Bruder musste seine Ausbildung zum Krankenpfleger abbrechen 

und Ausencio konnte nicht auf die Felder gehen, um Mais und Bohnen zu ernten. 

Die Kälte, der Hunger und die verheerenden Lebensbedingungen in den improvisierten Lagern 

haben seither elf Menschen das Leben gekostet. Zehn Kleinkinder und Alte erfroren im harten 

Winter des chiapanekischen Hochlands und ein siebzehnjähriger Jugendlicher, dessen Bruder schon 

im Mai 2015 im Zuge des Territorialkonflikts ermordet wurde, hielt den Schmerz nicht mehr aus 

und nahm sich mit Pflanzengift das Leben. 

Die mexikanischen Institutionen interessierten sich zunächst kaum für die humanitäre Katastrophe, 

die sich in einer der ärmsten Regionen des Landes anbahnte. Erst durch Druck von 

zivilgesellschaftlichen und kirchlichen Organisationen wurden die massiven Vertreibungen zur 

Kenntnis genommen und kurzfristige Nothilfe gesendet. Doch schon Anfang 2018 erklärte die 

Regierung die Krise für beendet und drängte knapp 4000 Vertriebene zur Rückkehr in ihre 

Gemeinden. 

 

Dem war im Dezember das Urteil des zuständigen Agrartribunals vorausgegangen, welches von 

Chenalhó als juristischer Sieg gefeiert wurde, aber eigentlich nur eine neue Vermessung der Grenze 

vorsieht. Nach Ansicht offizieller Stellen war damit jedoch das Ende des Konfliktes besiegelt. 
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Anders sieht das der Direktor des lokalen Menschenrechtszentrums Fray Bartolomé de las Casas 

(Frayba), Pedro Faro: “Es gab keine Bedingungen für eine sichere Rückkehr der Vertriebenen.” Und 

auch Ausencio, der in der Zwischenzeit von den Vertriebenen zu einem ihrer Sprecher gewählt 

worden ist, widerspricht der offiziellen Darstellung vehement: „Der Konflikt ist alles andere als 

gelöst.“ Andere Vertriebene berichten von Warnschüssen, die die Gruppen aus Chenalhó fast jede 

Nacht abfeuern. „Um weiter Angst und Schrecken zu verbreiten,“ sagt Ausencio. 

Und noch immer leben 1094 Menschen in den provisorischen Camps unter widrigsten Bedingungen 

in den Bergen. Und auch den Zurückgekehrten erging es kaum besser. Aus Angst vor erneuten 

Angriffen seien sie häufig nur bei Angehörigen und Bekannten untergebracht und trauten sich nicht 

die Felder zu bestellen oder ihre zerstörten Häuser wieder aufzubauen. Zudem sorgt die 

abnehmende mediale Aufmerksamkeit für den Konflikt und die Untätigkeit des Staates dafür, dass 

es den betroffenen Familien schon jetzt am Nötigsten fehlt. „Viele Kinder essen nur noch einmal am 

Tag,“ berichtet Ausencio. Jetzt, wo die Regenzeit und ab August die Kälte vor der Tür steht wissen 

viele Familien nicht, wie es weitergehen soll. Einige Männer sind bereits in den nordöstlichen 

Bundesstaat Sonora migriert, um sich dort als Tagelöhner in der Landwirtschaft zu verdingen und so 

ihren Familien wenigstens ein bisschen Geld schicken zu können. 

Nach wie vor kann Ausencio sich nicht ganz erklären, wie die Streitigkeiten um die fruchtbaren 

Böden am Fluß zu solchen Schrecken führen konnten. “Früher haben die Leute aus Chalchihuitán 

und Chenalhó untereinander geheiratet,” erzählt er traurig. “Ich kann mich noch erinnern, wie ich 

immer mit meinen fünf Cousins aus Chenalhó auf die Jagd gegangen bin. Jetzt wollen sie mich 

umbringen. Ich weiß einfach nicht, was in ihrem Kopf passiert ist.” 

Und tatsächlich ist der Konflikt deutlich komplexer als er auf den ersten Blick erscheinen mag. 

Denn hinter den eskalierten Grenzstreitigkeiten zwischen den beiden Gemeinden stehen handfeste 

politische und wirtschaftliche Interessen, paramilitärische Strukturen, die bis in die 1990er-Jahre 

zurückreichen sowie institutionalisierte Korruption und Straflosigkeit, die es diesen Gruppen nicht 

nur in diesem Konflikt erlauben ungehindert zu agieren. 

 

Um zu verstehen, wie es zur jetzigen Situation kommen konnte, muss man zunächst ins Jahr 2015 

zurückgehen. Damals wurde Rosa Pérez von der Grün-Ökologischen Partei Mexikos (PVEM) zur 

neuen Bürgermeisterin von Chenalhó gewählt, obwohl die Ortschaft traditionell von der 

„Revolutionär Institutionellen Partei“ (PRI) regiert wird, der auch Mexikos amtierender Präsident 

Enrique Peña Nieto angehört. 

Pérez, der gute Verbindungen zum chiapanekischen Gouverneur Manuel Velasco (ebenfalls PVEM) 

nachgesagt werden, der wiederum in einer Koalition mit der PRI regiert, agierte als Teil einer 

breiter angelegten Kampagne der PVEM ihrem Koalitionspartner Ortschaften streitig zu machen 

und eigene klientelistische Netzwerke in den indigenen Gemeinden zu installieren. Infolgedessen 

kam es in Chenalhó zu einer Bewegung, die sich gegen Rosa Pérez richtete. Ein Teil ihrer Antwort 

darauf, war die Aktivierung paramilitärischer Gruppen und die Politisierung des Konflikts mit 

Chalchihuitán. 

„Im Fall von Chenalhó ist klar, dass die bewaffnete Gruppe, die gegen die Bevölkerung von 

Chalchihuitán vorgeht, im Kontext lokaler Machtkämpfe von der aktuellen Bürgermeisterin Rosa 

Pérez formiert und mit Waffen ausgestattet wurde und seitdem von ihr geschützt wird,” sagte dazu 

Pedro Faro bereits im Februar in einem Interview mit den Lateinamerika-Nachrichten aus Berlin. 

Dabei konnte die Lokalpolitikerin auf bereits existierende Strukturen bewaffneter Gruppen im 

Hochland von Chiapas zurückgreifen. Seit Mitte der 1990er-Jahre wurden paramilitärische 

Einheiten von der mexikanischen Regierung gezielt in der Aufstandsbekämpfung gegen die 

zapatistische Bewegung eingesetzt. Doch auch nach dem Ende der bewaffneten 

Auseinandersetzungen zwischen den Zapatist*innen und den Regierungstruppen Anfang der 

2000er-Jahre kam es nie zu einem offiziellen Friedensabkommen und einer Entwaffnung der 

dutzenden bewaffneten Gruppen. 

Aus dieser unruhigen Zeit hat sich vor allem der 22. Dezember 1997 in das kollektive Gedächtnis 

der indigenen Völker Mexikos eingebrannt. Damals massakrierten Paramilitärs 45 unbewaffnete 
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Menschen in der indigenen Gemeinde Acteal. Im Anschluss gingen die Täter und Auftraggeber 

straflos aus und konnten weiter ungehindert in der Region agieren. 

Allem Anschein nach greift Rosa Pérez jetzt auf dieselben Gruppen zurück, die für dieses 

Verbrechen verantwortlich sind. Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass Chalchihuitán nicht der 

einzige Fall von Zwangsvertreibungen in der Gegend ist. Schon 2016 mussten knapp 250 Menschen 

aus dem Dorf Ejido Puebla in Chenalhó fliehen, weil sie sich gegen Rosa Pérez gestellt hatten. Und 

erst im April diesen Jahres mussten dann mehr als 700 Menschen aus dem Ort Aldama fliehen, 

nachdem sie in den Monaten zuvor immer wieder von etwa 75 bewaffneten Männern aus dem 

benachbarten Chenalhó angegriffen wurden. Auch die Organisation der Überlebenden des 

Massakers von Acteal, die Abejas de Acteal, die sich in der Region für indigene Autonomie und 

Selbstverwaltung einsetzen, wurde am 21.April von einer Gruppe bewaffneter Männer angegriffen. 

“Die Gewalt in Chenalhó ist bereits die Hölle,” schrieb die Gruppe in einer Presseerklärung und 

beschuldigte die Regierung und insbesondere Rosa Pérez weiter Öl ins Feuer zu gießen. 

Pedro Faro vom Menschenrechtszentrum Frayba sieht dabei die anhaltende Straflosigkeit in der 

Region als einen der Hauptfaktoren für die Eskalation der Situation. “Solange die bisherigen Fälle 

nicht aufgeklärt werden, den Betroffenen Gerechtigkeit zuteil wird und die Täter bestraft werden, 

werden die Vertreibungen weiter gehen.” 

 

Doch hinter der Gewalt der letzten Monate und Jahre könnten auch noch andere Interesse stehen. So 

gibt es in der Region Vorkommen von einer besonderen Sorte Jade, einem Schmuckstein, der zu 

hohen Preisen auf dem Weltmarkt gehandelt wird. Zudem gibt es laut Pedro Faro Belege für die 

Aktivitäten von Drogenringen und Schmugglerbanden in den Grenzregionen des Hochlands. Die 

Gewalt könnte für diese Gruppen des organisierten Verbrechens und transnationale Konzerne als 

Einfallstor in die Zone dienen. 

Dies wäre nicht der erste Fall in Mexiko, bei dem Akteure mit ökonomischen Interessen 

Vertreibungen als Mittel nutzen, um neue Gebiete zu erschließen. 

Laut der Menschenrechtsorganisation Comisión Mexicana de Defensa y Promoción de los Derechos 

Humanos (CMDPDH) waren seit 2006 knapp 330.000 Menschen in Mexiko von 

Zwangsvertreibungen durch bewaffnete Gruppen betroffen. Allein 2017 wurden 20390 Menschen 

vertrieben, 60 Prozent davon Mitglieder indigener Völker. Häufig bilden Megaprojekte oder 

Gebietsstreitigkeiten zwischen Gruppen des organisierten Verbrechens den Hintergrund der 

Vertreibungen. Doch der mexikanische Staat bleibt eine Antwort schuldig. „Binnenvertriebene 

haben in Mexiko keinen Schutz, sie befinden sich in einer Art juristischen Limbo, in dem sie 

keinerlei Rechte haben. Sie sind daher voll und ganz von den lokalen Institutionen abhängig,” sagt 

Brenda Pérez von der CMDPDH. 

Daher ist es auch unwahrscheinlich, dass die vorläufigen Maßnahmen der Interamerikanischen 

Menschenrechtskommission, die zum Schutz der Vertriebenen von Chalchihuitán am 24.Februar 

diesen Jahres erlassen wurden und ihnen grundlegende Rechte auf Sicherheit und Unterstützung 

zusprechen, Wirkung zeigen. Denn umsetzen müsste die der mexikanische Staat. Und der ist auf 

vielfältige Art und Weise Teil des Problems. 

Auch Ausencio und seine Mitstreiter*innen verlieren zusehends den Glauben daran, dass der Staat 

ihre Probleme lösen kann. Daher haben sie sich Anfang diesen Jahres dazu entschieden sich selbst 

zu organisieren und das Comité de Desplazados Internos Chalchihuite (Komitee der 

Binnenvertriebenen von Chalchihuitán) gegründet. Dafür haben die verschiedenen vertriebenen 

Gemeinden Sprecher*innen gewählt, die sich regelmäßig treffen und mit den Vorgaben ihrer Basis 

einen Forderungskatalog ausgearbeitet haben. Darin bestehen sie gegenüber dem mexikanischen 

Staat auf einer “integralen Lösung”, die nicht nur auf Rückkehr und Entschädigung setzt, sondern 

auch die Entwaffnung und Bestrafung der bewaffneten Gruppen sowie strukturelle Reformen in der 

Region fordert. 

Daneben wollen sie jedoch auch an selbstverwalteten Strukturen auf basisdemokratischer 

Grundlage arbeiten. “In Chiapas gibt es viele Vorbilder, wie man sich ohne Staat organisieren kann, 

zum Beispiel die zapatistische Bewegung oder die Abejas de Acteal. Wir wollen aber unseren 
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eigenen Weg finden,” erzählt ein anderes Mitglied des Sprecher*innenrates. “Wir fangen gerade erst 

an. Mit der Selbstorganisierung ist, wie mit dem Mais, den kann man ja auch nicht am ersten Tag 

nach der Aussaat ernten. Das braucht Arbeit und Zeit,” fügt Ausencio hinzu, der derweil als 

Verbindung des Komitees zu zivilgesellschaftlichen Organisationen und der Presse fungiert. Dafür 

reist er durch die Region, führt Journalist*innen durch die Vertriebenencamps und erklärt die 

Positionen der Vertriebenen bei Treffen mit NRO und Behörden. Wichtig ist ihm dabei, dass es den 

Vertriebenen von Chalchihuitán mittlerweile um mehr als ihre Rückkehr geht. Es geht ihnen um ein 

selbstbestimmtes Leben in Würde und Sicherheit, das ihnen der mexikanische Staat und seine 

Institutionen nicht garantieren kann. 

Doch der Einsatz für die Vertriebenen hat seinen Preis. Ausencio erhält nicht nur regelmäßig 

Morddrohungen von den bewaffneten Gruppen aus Chenalhó, sondern auch von der PRI-

dominierten Lokalregierung aus Chalchihuitán, der sein kritischer Aktivismus ein Dorn im Auge ist. 

Er reist nur noch, wenn unbedingt nötig durch die Zone und hat sich für seinen alten Jeep 

verdunkelte Scheiben besorgt. “Die Paramilitärs wissen, wer ich bin und was ich tue und haben 

mich auf ihrer Liste,” sagt er leise. 

Ein Grund zum Aufhören ist das für ihn nicht. “Meine Familie macht sich große Sorgen, aber ich 

bin bereit für meine Leute zu kämpfen. Ich tue das, weil auch ich leide, weil auch meine Familie 

und ich den Schmerz der Vertriebenen kennen. Deswegen bin ich bereit dieses Risiko in Kauf zu 

nehmen, damit es meinen Leuten und meiner Familie wieder besser geht.” 

 


